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Anfang Dezember hat der Deut-
sche Bundestag eines der größ-
ten sozialpolitischen Projekte 
dieser Legislaturperiode abge-
schlossen. Mit dem Bundesteil-
habegesetz modernisieren wir 
die Politik für behinderte Men-
schen von Grund auf.

Wir wollen die gesellschaftli-
che Teilhabe unserer Mitbürger 
mit Behinderungen fördern und 
Schritt für Schritt mehr Selbst-
bestimmung ermöglichen. Bei 
Einkommen und Vermögen erhö-
hen wir die Freibeträge, so dass 
die Betroffenen Entscheidungs-
spielräume für ein selbstbe-
stimmtes Leben gewinnen. Das 
Einkommen der Lebenspartner 
wird nicht mehr für die Finan-
zierung der Eingliederungshilfe 
herangezogen. Wichtig ist uns 
auch, die Teilhabe am Arbeitsle-
ben vielfältiger zu gestalten. Wir 
erhalten bewährte Strukturen 
in den Werkstätten, lassen aber 
zugleich alternative Leistungs-
träger mit einer größeren An-
gebotsvielfalt zu und eröffnen 
den Betroffenen so mehr Wahl-
freiheit. Außerdem stärken wir 
Beratung, Prävention und Früh-
förderung.

Insgesamt stellt der Bund rund 
750 Millionen Euro zur Verfü-
gung, um den Alltag von Men-
schen mit Behinderungen zu 
verbessern. Unabhängig davon 
werden Kommunen wie verspro-
chen ab 2018 um fünf Milliarden 
Euro jährlich entlastet. Weitere 
Details finden Sie in dieser Aus-
gabe von „Koschyks politische 
Korrespondenz“.

Der Bundeshaushalt 2017 sieht 
keine Nettoneuverschuldung vor, 

so dass die unionsgeführte Bundes-
regierung in dieser Legislaturpe-
riode keinen vorgelegten Haushalt 
mit neuen Schulden finanziert hat.  
Der Bundeshaushalt 2017 zeigt, dass die 
unionsgeführte Bundesregierung ihren 
haushaltspolitischen Kurs konsequent 
fortsetzt. Doch im nun verabschie-
deten Bundeshaushalt werden nicht nur 
keine neuen Schulden aufgenommen. 
Durch eine Änderung im Haushaltsge-
setz eröffnet die Koalition auch wieder 
die Möglichkeit zur Schuldentilgung. 
Im Haushalt sind 2,5 Milliarden Euro an 
Bundesbankgewinn vorgesehen. Fällt 
der Gewinn höher aus, fließt der über-
schießende Betrag nicht wie in diesem 
Jahr in die Flüchtlingskostenrücklage, 
sondern wird zur Tilgung von Altschul-
den verwendet. Mit dem Bundeshaus-
halt 2017 stellt die unionsgeführte 
Bundesregierung die haushalts- und 
finanzpolitischen Weichen, um unseren 
Kindern und Enkeln in der Zukunft 
wieder Handlungsspielräume zu eröff-
nen und zu erhalten. Dabei ist es 
besonders wichtig, gleichzeitig in die 
Zukunft unseres Landes und auch 

unsere Region zu investieren. Bildung 
und Forschung haben daher weiterhin 
hohe Priorität. Gleichzeitig wird aber 
in wichtige Zukunftsfelder investiert, 
in Forschung und Infrastruktur, in die 
äußere und innere Sicherheit und in die 
Integration der Flüchtlinge. So wächst 
beispielsweise der Etat des Bundesmi-
nisteriums des Innern gegenüber 2016 
erneut um gut 1 Milliarde Euro auf fast 
9 Milliarden Euro an. Wesentliches Ziel 
ist die Stärkung der Sicherheitsbehör-
den. Oder es werden im Familien-Etat 
das Elterngeld um 200 Mio. Euro auf 
6,4 Mrd. Euro und der Kinderzuschlag 
aufgrund der monatlichen Erhöhung um 
10 Euro auf 475 Mio. Euro aufgestockt. 
Die Unionsfraktion im Deutschen Bun-
destag konnte erreichen, dass die von 
der Familienministerin geplanten Kür-
zungen beim Kinder- und Jugendplan 
sowie bei den Wohlfahrtsverbändern 
korrigiert wurden. Der Bundeshaushalt 
enthält erneut eine Anzahl von För-
dermaßnahmen des Bundes, die direkt 
Einrichtungen im Bundeswahlkreis 
Bayreuth-Forchheim zugutekommen. 
Forsetzung dieses Berichts zur Ver-
abschiedung des Bundeshaus-
haltes auf Seite 7 dieser Ausgabe.

Bundeshaushalt 2017

Vierter Haushalt 
ohne Neuverschuldung!
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Barrierefreier Ausbau Bahnhof Pegnitz

Licht am Ende des Tunnels!
Für den barrierefreien Ausbau des 

Pegnitzer Bahnhofs könnte noch 
in diesem Jahr eine positive Entschei-
dung fallen. „Wir sehen Licht am Hori-
zont“, sagte Hartmut Koschyk MdB bei 
einem Ortstermin mit Vertretern der 
Deutschen Bahn sowie von Bund und 
Land in Pegnitz. Zuvor hatte Stefan 
Schell vom Bayerischen Innenmini-
sterium allen Beteiligten in Aussicht 
gestellt, dass der knapp zehn Millionen 
Euro teure barrierefreie Ausbau in das 
sogenannte Bayern-Paket der För-
dertranche 2019 – 2025 aufgenommen 
werden könnte. Herbert Kölbl von der 
Deutschen Bahn AG konnte bei dem 

Termin noch wenig Hoffnung auf eine 
schnelle Lösung machen. Derzeit gebe 
es keine konkreten Planungen sei-
tens der Bahn für einen barrierefreien 
Ausbau, sagte Kölbl. Für die Bahn gehe 
es in erster Linie um Bestandserhal-
tung. Die Bahn packe dort an, wo die 
Not am Größten ist, um den Betrieb 
sicherzustellen. Auch in den ent-
sprechenden Bundesprogrammen sei 
Pegnitz derzeit nicht vorgesehen, so 
Hans-Jürgen Jacobs vom Bundesver-
kehrsministerium. Bundesmittel seien 
in erster Linie dafür vorgesehen, um 
die Substanz zu erhalten. Koschyk, 
auf dessen Initiative der Ortstermin 
zustande gekommen war, bezeichnete 
Pegnitz als den „umsteigeintensivsten 
Bahnhof Bayerns, der noch nicht bar-
rierefrei ist“. Mit bis zu 4.500 Ein- und 
Ausstiegen pro Tag spiele der Peg-
nitzer Bahnhof eine wichtige Rolle, 
so die Landtagsabgeordnete Gudrun 
Brendel-Fischer, die den Bahnhof als 
besonders bedeutsam für die örtliche 
Schullandschaft, auch im Hinblick als 
neuer Standort für die Fachhochschule 
für Justiz, einstufte. Der Pegnitzer 

Bürgermeister Uwe Raab sprach von 
zunehmendem Pendlerverkehr, von 
einer regen Touristennutzung, aber 
auch von Rollstuhlfahrern, gehbehin-
derten Menschen und vielen älteren 
Leuten mit Rollatoren, die den Bahn-
hof tagtäglich benutzen würden. Nach 
den positiven Zeichen aus dem Innen-
ministerium gelte es nun, alles daran 
zu setzen, dass Pegnitz in die näch-
ste Fördertranche aufgenommen wird, 
sagte Hartmut Koschyk. Die Chance, 
dass Bayern Geld für die barrierefreie 
Umgestaltung in die Hand nimmt, sei 
groß. „Wir hoffen nun auf Innenmi-
nister Joachim Herrmann und Finanz-
minister Markus Söder.“ Um diesem 
Anliegen entsprechend Nachdruck 
zu verleihen haben sich Silke Lau-
nert MdB, die auch am Ortstermin in 
Pegnitz teilgenommen hat, Gudrun 
Brendel-Fischer MdL und Hartmut 
Koschyk MdB an die Staatsminister 
Joachim Hermann MdL und Dr. Markus 
Söder MdL gewandt und haben die 
Aufnahme der Sanierung des Bahn-
hofs Pegnitz in das Bayern-Paket 
2019-2025 nachdrücklich gefordert.
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Nominierung der CSU-Direktkandidatin im Bundeswahlkreis Bayreuth-Forchheim

Werbebotschafterin für die Region

Breitbandförderung des Bundes

Bischofsgrün erhält Förderung

Mit einem derart klaren Ergebnis 
hatte kaum jemand gerechnet: 

Silke Launert erhielt 103 von 160 abgege-
benen Stimmen und ist damit als Kandi-
datin im Wahlkreis Bayreuth-Forchheim 
für die Bundestagswahl im Herbst 2017 
nominiert. Mit dem Ergebnis verwies sie 
ihre Konkurrenten klar in die Schranken. 
Der Bayreuther Stadt- und Bezirksrat 
Stefan Specht bekam 38 Stimmen, der 
Bayreuther JU-Kreisvorsitzende Chri-
stopher Huth 15 und der Unterneh-
mensberater Moritz von Seefried aus 
Adlitz gerade einmal vier von 160 Stim-
men. Silke Launert vertritt damit künf-
tig den Wahlkreis, zu dem neben Stadt 
und Landkreis Bayreuth auch zehn 
Gemeinden aus dem westlichen Land-
kreis Forchheim gehören. Sie ist Nach-
folgerin von Hartmut Koschyk (57), der 
nach 27 Jahren im Bundestag seinen 
Rückzug erklärt hatte. Die 39-Jährige 
war 2013 über die CSU-Landesliste in 
den Bundestag gewählt worden und hat 
damit keinen eigenen Wahlkreis. Lau-
nert wurde in Stadtsteinach geboren, 
besuchte in Kulmbach die Schule und 
studierte Rechtswissenschaften an der 
Universität Bayreuth. Ihre beruflichen 
Stationen waren das Amts- und Land-
gericht Hof sowie die Staatsanwalt-
schaft Hof. Launert ist Mitglied des 
CSU-Parteivorstandes und Bezirksvor-
sitzende der Frauenunion Oberfranken. 
Vorgeschlagen wurde sie von einem 

Delegierten aus dem Forchheimer Land-
kreis, dem Egloffsteiner Bürgermeister 
Stefan Förtsch. „Die CSU muss jünger 
und weiblicher werden“, zitierte er Par-
teichef Horst Seehofer und rühmte die 
parlamentarische Erfahrung der Kandida-
tin. Silke Launert stehe für eine moderne 
CSU, sagte Förtsch. Ihr Blick von außen 
habe Charme und stehe für Neutrali-
tät. In ihrer Antrittsrede sagte Silke Lau-
nert, dass sie auf einem Bauernhof groß 
geworden und deshalb stets bodenständig 
geblieben sei. Ebenso nannte sie sich eine 
„Gerechtigkeitskämpferin“ und beschrieb 
ihre Stationen von der Nachlass- und 
Betreuungsrichterin am Amtsgericht in 
Hof über die Richterin am Landgericht bis 
hin zur Staatsanwältin. Als sie ihr Stu-
dium in Bayreuth begonnen hatte, sei 
ihr Erstwohnsitz schon einmal Bayreuth 
gewesen, sagte sie und kündigte den bal-
digen Umzug in die Wagnerstadt an. „Sie 
werden keine bessere Werbebotschafte-
rin für Bayreuth finden“, so Launert zu 

Mit dem Breitbandförderpro-
gramm des Bundes bekommt 

der Ausbau des schnellen Internets in 
Deutschland einen zusätzlichen Schub. 
Damit die Landkreise und Kommu-
nen mit unterversorgten Gebieten 
schnell förderfähige Projekte ent-
wickeln können, fördert der Bund 

auch Beraterleistungen, die die Pla-
nung und Durchführung solcher Vor-
haben und damit die Beantragung 
entsprechender Fördermittel erleich-
tern. Im Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur wurden 
erneut Förderbescheide für den Breit-
bandausbau übergeben. Auch der 
Antrag der Gemeinde  Bischofsgrün 
wurde mit einer Zuwendungshöhe 
von 40.000 Euro positiv beschieden. 
Mit dem Bundesförderprogramm wird 
der Netzausbau technologieneutral 
gefördert. Der Fördersatz beträgt im 
Regelfall 50 Prozent der zuwendungs-
fähigen Kosten. Der Höchstbetrag pro 
Projekt liegt bei 15 Millionen Euro. Das 

Bundesprogramm ist z. B. mit Förder-
programmen der Länder kombinier-
bar. Hartmut Koschyk MdB erklärte 
hierzu: „Nur mit schnellem Inter-
net bleibt der ländliche Raum auch in 
unserer Region attraktiv für junge 
Leute und Betriebsansiedlungen. Es 
freut mich daher sehr, dass neben 
den Anträgen der Stadt Ebermann-
stadt, des Landkreises Bayreuth, des 
Marktes Wiesenttal,  der Gemeinde 
Obertrubach, der Stadt Pottenstein 
und des Marktes Gößweinstein nun-
mehr auch die Gemeinde Bischofs-
grün von dem Förderprogramm 
profitiert und eine finanzielle Zuwen-
dung positiv entschieden wurde.“

den Delegierten. In den Mittelpunkt 
ihrer Arbeit werde sie den Kampf 
gegen den Bevölkerungsrückgang stel-
len. Als größte aktuelle Herausforde-
rung bezeichnete sie den Verlust von 
950 Arbeitsplätzen beim Zigaretten-
hersteller British American Tobacco. 
Zuvor hatte der frühere Bayreuther 
Oberbürgermeister Michael Hohl den 
Stadt- und Bezirksrat Stefan Specht 
vorgeschlagen, Gerfried Schieberle von 
der Bayreuther Seniorenunion ergriff 
das Wort für den JU-Kreisvorsitzen-
den Christopher Huth und Anna Debu-
day vom Ortsverband Ahorntal sprach 
für den Unternehmensberater Moritz 
von Seefried. In knapp zehn Minuten 
stellten alle Kandidaten daraufhin in 
ausgeloster Reihenfolge sich und ihre 
Positionen vor. Er habe die Jugend im 
Blick und sehe den Erhalt und die Stär-
kung der Mittelschicht als Aufgabe, 
sagte Moritz von Seefried. Die Stär-
kung des kommunalpolitischen Ele-
ments nannte Stefan Specht als Ziel. Er 
wollte vor allem darauf achten, dass die 
Kommunen nicht unter die Räder gera-
ten. Mit den Bereichen Bildung und 
Forschung sowie Sport und Tourismus 
nannte Christopher Huth schließlich 
seine wichtigsten Ziele. Der schei-
dende Abgeordnete Hartmut Koschyk 
hatte zuvor von einem mustergültigen, 
offenen und transparenten Verfah-
ren der Kandidatensuche gesprochen. 
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Im Rahmen der Wahlen für seine 
Nachfolge als Kandidat bzw. Kandi-

datin der CSU für den Bundeswahlkreis 
Bayreuth-Forchheim zog Hartmut 
Koschyk MdB im Hinblick auf die bis-
herigen finanziellen Förderungen des 
Bundes für die Region eine positive 
Bilanz: Die Bundesförderung im Bun-
deswahlkreis in der 18. Legislaturperi-
ode beträgt bislang fast 90 Millionen 
Euro! Im Hinblick auf den Gesetzes-
entwurf der Bundesregierung zum 
Bundesverkehrswegeplan 2030 erklärte 
Koschyk, dass dieser auch bedeutende 
Verkehrsprojekte in unserer Region 
enthält, für die er sich nachhaltig ein-
gesetzt habe. So wird im vorliegenden 
Gesetzesentwurf der Bundesregierung 
zum Bundesverkehrswegeplan 2016-
2030 die Elektrifizierung der Stre-
cke Nürnberg – Marktredwitz – Hof/ 
Schirnding – Grenze Deutschland/ 
Tschechien (Franken-Sachsen-Magi-

strale) als „Vordringlicher Bedarf“ 
bewertet. Daher ist eine Realisierung 
der Strecke bis 2030 sichergestellt, 
nachdem Bundesverkehrsminister 
Alexander Dobrindt MdB zugesichert 
hat, dass alle Vorhaben im „vordring-
lichen Bedarf“ finanziert sind. Als 
großen Erfolg wertete es Koschyk, 
dass die sog. Fichtelgebirgsautobahn, 
der Ausbau der B 303 zwischen der 
BAB 9 und Tschechien, im Entwurf des 
Bundesverkehrswegeplans nicht mehr 
enthalten sei, wofür er sich nachhaltig 
eingesetzt habe. Neben vielen Einzel-
projekten wurden/werden im Rahmen 
des Förderprogramms „Zentrales Inno-
vationsprogramm Mittelstand“ (ZIM) 
des Bundeswirtschaftsministeriums im 
Bundeswahlkreis Bayreuth-Forchheim 
in dieser Legislaturperiode insgesamt 
113 teilweise bereits abgeschlossene 
Vorhaben mit einem Gesamtvolu-
men von rund 14 Mio. Euro gefördert. 

Bundesförderung für Region in der 18. Legislaturperiode

Fast 90 Millionen Euro Bundesförderung
Mit der Förderung kleiner und mitt-
lerer Unternehmen verfolgt die uni-
onsgeführte Bundesregierung auch in 
Oberfranken das Ziel, die Zahl der inno-
vativen Unternehmen zu erhöhen, die 
Innovationskompetenz im Mittelstand 
zu stärken und die anwendungsori-
entierte Forschung und Produktent-
wicklung in den kleinen und mittleren 
Unternehmen mit Forschungsinsti-
tuten und Universtäten zu vernetzen. 
Weitere Informationen finden Sie unter 
http://www.koschyk.de/?p=26836

Die Franken gelten ja nicht unbedingt als Menschen, 
die zur Euphorie neigen – aber sie sind glücklicher 

als die Südbayern und deutlich glücklicher als vergan-
genes Jahr. Im Glücksatlas belegt Franken den 2. Platz 
unter 19 deutschen Regionen – 2015 war es noch Platz 5. 
Der Süden, also Schwaben und Altbayern, erreicht Platz 
acht. Die Franken sind dafür mit ihrem Einkommen – 
obwohl es statistisch gesehen niedriger ist – sogar etwas 
zufriedener als die Südbayern. Und Geld ist schließ-
lich nicht alles: als positiven Faktor für Glück und Zufrie-
denheit in Franken nennt der Glücksatlas ausdrücklich 
den „hohen Anteil an Personen in einer Partnerschaft.“

Glücksatlas 2016
 

Franken sind glücklich

Klaus Rieß (2. v. r.), CSU-Ortsvorsitzender in Goldkronach, 
regte den Vortrag der Hanns-Seidel-Stiftung zum Thema 

„Internationaler Terrorismus - wie gefährdet sind wir“ an. 
Hartmut Koschyk MdB (rechts), gab in seinem Impulsrefe-
rat „Politik und Terrorismus - welche Maßnahmen ergreift 
die Bundesregierung“ Einblicke, welche Verbesserungen in 
der letzten Zeit durch Gesetzesänderungen im Deutschen 
Bundestag auf den Weg gebracht wurden. Regionalbeauf-
tragte Sabine Habla (Bildmitte) betonte in ihrer Vorstel-
lung der Hanns-Seidel-Stiftung e. V., dass in der CSU-nahen 
Stiftung generell Demokratieförderung anstatt Parteipoli-
tik im Vordergrund stünde. Hauptreferent des Abends, Herr 
Gerd Bauer, Polizeipräsident a. D. (2. v. l.), beleuchtete den 
Begriff Terrorismus von der Entstehung in Armenien, die 
Anschläge am 11. September 2001 in den Vereinigten Staa-
ten bis heute. Am Sicherheitsforum nahm auch der 1. Bür-
germeister der Stadt Goldkronach, Holger Bär (links), teil.

Sicherheitsforum in Goldkronach

Terrorismus bekämpfen
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Bei einem Ortstermin in Prüllsbirkig konnten sich Silke 
Launert MdB, Gudrun Brendel-Fischer MdL und Hart-

mut Koschyk MdB über die Anlage von acht Wohnmobilstell-
plätzen durch die Familie Berner in Prüllsbirkig informieren. 
Da die Ortschaft Prüllsbirkig in einem Wasserschutzge-
biet liegt, gelten für die Errichtung einer solchen Stellan-
lage besondere Vorschriften. Um eine maßvolle Abwägung 
zwischen einem hinreichenden Schutz der Wasserschutz-
zone und den Anforderungen an Familie Berner treffen 
zu können, haben die Abgeordneten Vertreter des Land-
ratsamtes Bayreuth und des Wasserwirtschaftsamtes 
Hof nach Prüllsbirkig eingeladen, um gemeinsam mit dem 
1. Bürgermeister der Stadt Pottenstein, Stefan Frühbei-
ßer, eine einvernehmliche und tragfähige Lösung zu finden. 

Wohnmobilstellplätze Prüllsbirkig

Maßvolle Abwägung

Bei einem Gespräch zwischen CSU-Abgeordneten und der 
Kreisvorstandschaft des BBV Bayreuth konnten Silke 

Launert MdB, Gudrun Brendel-Fischer MdL und  Hartmut 
Koschyk MdB die Befürchtungen vor Erdverkabelungen weit-
gehend entkräften. Weitere Themen beim Gespräch waren 
die Zukunft des Kulturlandschaftsprogramms und der Aus-
gleichzulage sowie die Neugestaltung der Düngeverordnung. 
In die Diskussion geraten ist das Kulturlandschaftsprogramm 
KULAP als eines der beliebtesten Umweltprogramme über-
haupt. Die Landwirte fordern dabei vor allem die Beibehaltung 
der vielfältigen Ackerfruchtfolge. Die vielfältige Frucht-
folge sei doch besser als eine Brachfläche, stellte Kreis- 
obmann Lappe klar: „Die Bevölkerung hat eine gepflegte Kul-
turlandschaft lieber als eine verlassene Naturlandschaft.“

Gespräch mit Bauernverband

Partner der Landwirte

Die Koalitionsfraktionen von CDU, 
CSU und SPD haben sich über 

Hilfsmaßnahmen für die Landwirt-
schaft verständigt. Seit Monaten 
haben CSU und CDU für einen „Pakt 
für die Landwirtschaft“ gekämpft. 
Deutschland wird die Mittel aus dem 
EU-Hilfspaket verdoppeln. Die 58 Mil-
lionen Euro aus EU-Geldern werden um 
weitere 58 Millionen aus dem Bundes-
haushalt auf 116 Millionen Euro aufge-
stockt. Dies ist konkrete Hilfe in der 
Not. Und dies bringt Liquidität auf die 
Betriebe, die diese so bitter benöti-
gen. Auch die zweite Säule des Maß-

nahmenpakets für die Landwirtschaft 
trägt die Handschrift der Unionsfrak-
tion. Wir haben eine Tarifglättung 
erreicht. Die Durchschnittsbesteu-
erung wird von zwei auf drei Kalen-
derjahre ausgedehnt – und zwar 
rückwirkend ab 2014. Diese Entlastung 
werden die Landwirte schnell spüren. 
Es wird ihnen helfen, in guten Jahren 
für schlechte vorzusorgen. Diese Ent-

lastung gibt Planungssicherheit und 
hilft bei Kreditanfragen gegenüber 
Banken. Leider ist sie jedoch befri-
stet und zwar auf immerhin neun 
Jahre. Wir hätten uns eine unbefri-
stete Regelung gewünscht, die aber 
mit der SPD nicht zu machen war. 
Diese verwies auf andere Branchen. 
Damit verkennt die SPD den Son-
derstatus der Landwirtschaft. Keine 
Branche ist so wetterabhängig wie 
die Landwirtschaft. Und Tiere lassen 
sich nicht vom einen auf den ande-
ren Tag ausschalten. Außerdem wird 
es das von CDU und CSU geforderte 

Förderung der Landwirtschaft im Bundeshaushalt

„Pakt für die Landwirtschaft“
Bürgschaftsprogramm geben. Betriebe 
können bei der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank ein Liquiditätshilfedar-
lehen von maximal 300.000 Euro je 
Betrieb beantragen. Der Bund über-
nimmt eine Ausfallbürgschaft von 50 
Prozent. Die andere Hälfte überneh-
men die Hausbanken. Unser Einsatz 
für die Landwirte und ihre Familien 
hat sich bereits bei den Haushaltsbe-
ratungen ausgezahlt. Um Geld auf die 
Höfe zu bringen, haben wir uns auch 
für weitere Zuschüsse bei der Unfall-
versicherung der Landwirte (LUV) über 
2016 hinaus eingesetzt. Und auch hier 
mit Erfolg. Dank des Drucks der CSU 
und CDU  sind im Bundeshaushalt 2017 
178 Millionen Euro für die LUV veran-
lagt. Diese Ersparnis kommt bei den 
Betrieben unmittelbar an. Ein wich-
tiges, ein richtiges Signal für die Höfe 
in unserem Land. Insgesamt wächst 
der Bundeshaushalt 2017 im Vergleich 
zum Vorjahr um weitere 300 Millionen 
Euro auf nunmehr 5,9 Milliarden Euro.
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THW trifft MDB in Belin

Dank für Engagement und Einsätze

Förderung des Technischen-Hilfswerkes

Wichtiger Beitrag für ehrenamtliche Helfer

Die THW-Bundesvereinigung e.V., die 
Bundesanstalt Technisches Hilfs-

werk, die THW-Jugend und die THW-
Stiftung luden auch in diesem Jahr an 
der Paul-Löbe-Allee zu der Veranstal-
tung „MdB trifft THW – Vielfalt im Ein-
satz“ ein. Die Veranstaltung hat bereits 
über viele Jahre den Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages die Möglichkeit 
gegeben, das THW praktisch zu erleben. 
Diese Tradition wurde nun fortgeführt 
und Gelegenheit geboten, mit THW-
Angehörigen aus den Ortsverbänden 
ins Gespräch zu kommen. In diesem 
Jahr legte man ein besonderes Augen-
merk auf die Flüchtlingshilfe im In‐ und 

Ausland, die Integra-
tionsprojekte, sowie 
das vielfältige Entwick-
lungskonzept des THW. 
Mit einem Dank an die 
Helferinnen und Helfer 
des THW für ihr Enga-
gement und ihre Ein-
sätze der vergangenen 
Jahre eröffnete Bun-
destagspräsident Nor-
bert Lammert MdB die 
Veranstaltung „MdB 
trifft THW – Vielfalt 
im Einsatz“ in Berlin. 

An der Veranstaltung nahm auch Hart-
mut Koschyk MdB teil. Koschyk war bis 
2007 Vorsitzender der THW-Landesver-
einigung Bayern. Eine besondere Freude 
für Koschyk war es, den Pegnitzer THW-
Ehrenvorsitzenden, Rudolf Unger und 
den Pegnitzer THW-Ortsbeauftrag-
ten Christian Bickel begrüßen zu dürfen. 
Koschyk wörtlich: „Seit seiner Grün-
dung im Jahr 1950 ist das THW zu einer 
unverzichtbaren Säule der Gefahrenab-
wehr in Deutschland gewachsen. Neben 
dem per Gesetz definierten Aufgaben-
katalog erfüllen unzählige Helferinnen 
und Helfer für unsere Gesellschaft einen 
wertvollen Beitrag, der sich weder ver-

Das Engagement der über 80.000 
ehrenamtlichen Helferinnen und 

Helfer des THW verdient unser aller 
Anerkennung. Voraussetzung für die 
erfolgreiche Arbeit des THW ist eine 
moderne Ausstattung. Der Fahrzeug-
bestand des THW ist jedoch über-

altert. Deshalb hat der Deutsche 
Bundestag ein Fahrzeugprogramm für 
das THW beschlossen. Wir investieren 
bis ins Jahr 2023 100 Millionen Euro in 
die Beschaffung von 621 Fahrzeugen, 
u. a. in Spezialfahrzeuge für die tech-
nische Hilfe, in Baumaschinen für den 
THW-Einsatz sowie in Transportfahr-
zeuge. Unsere Investitionen kommen 
somit direkt bei den Ortsverbänden 
und den ehrenamtlichen THW-Ange-
hörigen an. Neben der Verbesserung 
der Ausstattung liegt uns insbeson-
dere die Nachwuchsförderung am 
Herzen. Wir stellen deshalb 3 Millio-
nen Euro bereit, um überregionale und 
bundesweite Maßnahmen zur Nach-

wuchswerbung zu finanzieren. Auch 
die THW-Jugend e. V. sowie die Bun-
desvereinigung der Helfer und För-
derer des Technischen Hilfswerks e. 
V. werden an der Nachwuchskampa-
gne beteiligt. Die Bundesvereinigung 
erhält zudem 50.000 Euro zusätz-
lich, um ihre erfolgreiche Arbeit auf 
gleichbleibend hohem Niveau fort-
führen zu können. Um die hauptamt-
lichen Strukturen des THW ebenfalls 
zu stärken, haben wir die Ausbringung 
von 150 neuen Stellen beschlossen. 
Ferner haben wir 150 Stellenhebungen 
bewilligt, um die Stellenausstattung 
des THW attraktiver zu gestalten und 
die Entgeltstruktur zu verbessern.

ordnen noch bezahlen lässt. Er ist viel-
mehr vom Wunsch getragen, seinen 
Mitmenschen zu helfen. Beson-
ders die generationenübergreifende 
Arbeit im THW ist dabei tragende 
Säule und Symbol der Kontinuität 
dieses herausragenden ehrenamt-
lichen Dienstes, was größten Respekt 
und höchste Anerkennung verdient.“  
 
Das Bild links zeigt: den stellv. Landes-
sprecher des THW-Landesverbandes 
Bayern, Rene Stark,  den Pegnit-
zer THW-Ortsbeauftragten Christian 
Bickel, Hartmut Koschyk MdB und 
den Pegnitzer THW-Ehrenvorsitz-
enden Rudolf Unger. Das Bild rechts 
zeigt einen Blick in das Zelt der Begeg-
nung, in dem THWler und Abgeord-
neten ins Gespräch kommen konnten.
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Im Bundeshaushalt 2017 konnte die 
Bundesförderung der Bayreuther 

Festspiele mit rund 2,48 Mio. Euro 
auf hohem Niveau gehalten werden. 
Für die Bewahrung des Archivguts des 
Lastenausgleichsarchivs des Bundes in 
Bayreuth werden 70.000 Euro bereit-
gestellt. Für die Neuerrichtung des 
Polizeitrainingsbereiches in der Bun-
despolizeiabteilung Bayreuth wurden 
bereits insgesamt rund 1,6 Millionen 
Euro durch den Bund bereitgestellt. 
Auch ist mit dem Bundeshaushalt 
die Erneuerung der Heizzentrale in 
der Bundespolizeiabteilung Bayreuth 
sichergestellt. Im Rahmen des För-
derprogramms „Zentrales Innova-
tionsprogramm Mittelstand“ (ZIM) 
des Bundeswirtschaftsministeriums 
werden im Bundeswahlkreis insge-
samt 38 laufende Vorhaben mit einem 
Gesamtvolumen von rund 5 Mio. Euro 
gefördert. Zu den Zuwendungsemp-
fängern zählen in der Stadt Bayreuth 
die Xavo AG, die Isko Koch GmbH, die 

preccon Robotics GmbH, die Lichtlinie 
GmbH, die Fraunhofer Gesellschaft, 
die Universität Bayreuth, die Neue 
Materialien GmbH, die DESKO GmbH, 
die SIMFO GmbH, die Karl Hopf GmbH 
und die Future Carbon GmbH. Zuwen-
dungsempfänger im Landkreis Bay-
reuth und Forchheim sind in Gräfenberg 
die Wolfgang Endreß Kalk- und Schot-
terwerk GmbH & Co. KG, in Creußen 
die AX Lightness GmbH, in Warmen-
steinach die SiLi Technologies GmbH, 
in Weißenohe die Elektron Systeme 
und Komponenten GmbH & Co. KG, in 
Seybothenreuth die Lauterbach-Kies-
ling GmbH, die Müller Maschinen und 
Anlagen GmbH & Co. KG in Gefrees, 
die Erich Ziegler GmbH in Aufseß und 
die IMABT Produktion GmbH in Holl-
feld. Mit dem Bundeshaushaltsplan 
2017 wird zudem die finanzielle För-
derung laufender Forschungsprojekte 
an der Universität Bayreuth sowie 
an regionalen Unternehmen und For-
schungseinrichtungen sichergestellt 

Bundeshaushalt 2017 durch deutschen Bundestag verabschiedet

Haushalt setzt erneut Akzente für Wahlkreis

und somit die Sicherung des Wissen-
schaftstandortes Bayreuth nachhal-
tig unterstützt. Insgesamt werden im 
Wahlkreis 67 bereits laufende Pro-
jekte und Forschungsvorhaben durch 
die Bundesministerien für Bildung und 
Forschung, für Wirtschaft und Ener-
gie, für Ernährung und Landwirtschaft 
sowie für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit mit einem 
Gesamtetat von rund 27 Millionen Euro 
gefördert. Weiter Informationen zum 
Bundeshaushalt 2017 finden Sie unter 
http://www.koschyk.de/?p=27163

Jedes Jahr zur Adventszeit treffen sich die Mitglieder der 
„Vereinigung der Freunde der CSU“ in der Bayerischen 

Landesvertretung in Berlin mit den CSU-Abgeordneten zu 
einer gemeinsamen Adventsfeier. Seit Jahren ist es Brauch, 
dass die CSU-Abgeordneten aus den verschiedenen Regie-
rungsbezirken abwechselnd eine Patenschaft für diese tra-
ditionsreiche Veranstaltung übernehmen. In diesem Jahr 
war Oberfranken an Reihe. Silke Launert MdB trat als das 
„Fränkische Christkind“ auf. Es ist Tradition, dass regionale 
Spezialitäten aus dem Regierungsbezirk, der die Paten-
schaft für die Nikolausfeier übernimmt, angeboten werden. 
Hartmut Koschyk MdB konnte die Brauerei Hütten aus 
Warmensteinach / Ortsteil Hütten dafür gewinnen, 200 
Liter Bier für die Weihnachtsfeier zu spenden, wofür er den 
Braumeistern Wolfgang und Patrick Nickl herzlich dankte.

Freunde der CSU in Berlin

Fränkischer Advent

Hartmut Koschyk MdB ist in Berlin mit einer Delega-
tion des Forums Christlicher Freikirchen zu einem 

Informations- und Gedankenaustausch zusammenge-
troffen. Geleitet wurde die Delegation von Wolfgang 
Baake, der bis vor kurzem Beauftragter der Deutschen 
Evangelischen Allianz in der Bundeshauptstadt war. 
Neben der katholischen Kirche und den Landeskirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland sind es auch 
freikirchliche Gemeinden, in denen die russlanddeut-
schen Spätaussiedler in beträchtlichem Maße organi-
siert sind. Koschyk erinnerte an das Vermächtnis des 
ersten Aussiedlerbeauftragten der Bundesregierung, Dr. 
Horst Waffenschmidt, für die russlanddeutschen Aus-
siedler sowie für die in den Nachfolgestaaten der frü-
heren Sowjetunion verbliebenen Russlanddeutschen. 

Forum evangelischer Freikirchen

Suchet der Stadt Bestes
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Hartmut Koschyk MdB hat sich im 
Rahmen seines Besuches in Kuba 

über die Situation der Christen in 
Kuba informiert. Diesem Ziel dienten 
u. a. Gespräche mit Weihbischof Juan 
de Dios Hernandez Ruiz SJ, Sekretär 
der kubanischen Bischofskonferenz, 
und mit Rev. Mth. Joel Ortega Dopico, 
Präsident des überwiegend evange-
lisch geprägten kubanischen Kirchen-
rats „Consejo de las Iglesias“. Die 
katholische Kirche ist der wichtigste 
zivilgesellschaftliche Faktor in Kuba. 
Weihbischof Juan de Dios Hernan-
dez Ruiz s.j. (Bild oben, Mitte) berich-
tete Koschyk, dass sich inzwischen ein 
stabiles Dialogverhälnis mit dem Staat 
entwickelt habe, der das soziale, cari-
tative Engagement der Kirche aner-
kenne. Weiter werde gesehen, dass die 
Kirche durch ihre internationale Ver-
netzung auch ein Partner des Staates 

sei, was erst im Oktober erneut deut-
lich wurde, als durch den Hurri-
kan „Matthew“ zahlreiche Menschen 
alles verloren und schnelle internati-
onale Hilfe in der Karibikregion nötig 
war. Neben der katholischen Kirche ist 
der kubanische Kirchenrat die zweit-
wichtigste zivilgesellschaftliche Orga-
nisation in Kuba. Der kubanische 
Kirchenrat „Consejo de las Iglesias“ 
wurde 1941 gegründet.  Der Präsi-
dent des kubanischen Kirchenrats, 
Rev. Mth. Joel Ortega Dopico, (Bild 
unten, Mitte) berichtete, dass diesem 
überwiegend evangelisch-lutherische, 
reformierte, methodistische, baptis-
tische, aber auch Pfingstgemeinden 
angehören. Darüber hinaus sind auch 
jüdische Gemeinden in Kuba im kuba-
nischen Kirchenrat vertreten. Koschyk 
wurde bei seinen Besuchen von Bot-
schafter Thomas Neisinger begleitet.

Situation der Christen in Kuba

Kirchen leisten wichtige Arbeit

Hartmut Koschyk MdB führte im 
kubanischen Hochschulministe-

rium ein Gespräch mit dem Bera-
ter des Ministers, Dr. José Luis García 
Cuevas und Lic. Eliana Véliz Rodri-
guez von der Abteilung für internati-
onale Beziehungen. An dem Gespräch 
nahm auch eine Delegation der Uni-
versität Bayreuth unter der Leitung 
von Universitätspräsident Prof. Dr. 
Stefan Leible, teil. Im Mittelpunkt des 
Gespräches stand eine verstärkte wis-
senschaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen beiden Ländern. Dr. Cuevas 

erklärte, dass Kuba sehr an 
einer verstärkten Zusam-
menarbeit im Hochschul-
bereich interessiert sei. 
Insgesamt gebe es in Kuba 
rund 30.000 Personen, die 
in der ehemaligen DDR stu-
diert haben und daher gut 
deutsch sprechen könnten. 
Auch er selbst habe in der 
ehemaligen DDR, an der 
Technischen Universität 

Dresden, studiert. Dr. Cuevas begrüßte 
es sehr, dass im Rahmen des Besuches 
der Delegation der Universität Bay-
reuth eine Vereinbarung mit der Uni-
versität Havanna und der Universität 
Santiago de Cuba für eine Zusammen-
arbeit geschlossen wurde und man 
ebenfalls die Universität Santa Clara 
besucht habe, mit der die Universi-
tät Bayreuth ebenfalls eine Zusam-
menarbeit anstrebt. Dr. Cuevas zeigte 
sich sehr interessiert an dem interdis-
ziplinären Ansatz der Universität Bay-
reuth mit ihren sechs Fakultäten und 

Gespräche im Wissenschaftsministerium in Kuba

Wissenschaft und Forschung wichtige Säulen
daran, wie es der Universität Bay-
reuth gelingt, junge Menschen für die 
Naturwissenschaften zu begeistern, 
beispielsweise durch eine Zusammen-
arbeit mit Schulen oder die alljähr-
lich stattfindende Kinderuniversität. 
Dies könne ein wegweisender Ansatz 
auch für Universitäten in Kuba sein, so 
Dr. Cuevas. Der kulturelle Austausch, 
die Zusammenarbeit in Wissenschaft 
und Forschung sowie der akade-
mische Austausch bilden eine wich-
tige Säule der bilateralen Beziehungen. 
Das Bild zeigt: Katrin Simon (Deutsche 
Botschaft), Dr. Arnim Heinemann (Leiter 
des International Office der Universität 
Bayreuth), Prof. Dr. Stefan Leible (Prä-
sident der Universität Bayreuth), Dr. 
José Luis García Cuevas (Berater des 
Hochschulministers), Hartmut Koschyk 
MdB, Lic. Eliana Véliz Rodriguez (Abtei-
lung für internationale Beziehungen), 
Dr. Ulrike Dörflinger (DAAD-Lektorin 
der Universität Havanna) und Prof. Dr. 
Martin Huber, (Vizepräsident für Lehre 
und Studierende Universität Bayreuth).
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Der Deutsche Bundestag hat das 
Gesetz für ein neues Bundesteil-

habegesetz beschlossen. Am 26. März 
2009 ist das Übereinkommen der Ver-
einten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen in 
Deutschland in Kraft getreten. Die 
UN-Behindertenrechtskonvention ist 
seither geltendes Recht und eine wich-
tige Leitlinie für die Behindertenpoli-
tik in Deutschland. Bund, Länder und 
Gemeinden sowie die Sozialversiche-
rung und andere Institutionen arbei-
ten ständig an der Weiterentwicklung 
der gleichberechtigten Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen. Mit 

der Ratifikation der UN-Behinderten-
rechtskonvention hat sich die Bundes-
republik Deutschland dazu bekannt, 
das deutsche Recht grundsätz-
lich in Übereinstimmung mit diesem 
Menschenrechtsübereinkommen 
weiterzuentwickeln. Mit dem Bun-
desteilhabegesetz werden wesentliche 
Ziele der UN-Behindertenrechtskon-
vention schrittweise umgesetzt. So 
werden die Freibeträge der Betrof-
fenen bei Einkommen und Vermögen 
verbessert. Zudem werden die Zugänge 
auf den ersten Arbeitsmarkt erleich-
tern und Beratung und Assistenz ver-
bessert. CSU und CDU verfolgen mit 
dem Gesetz aber nicht das Interesse, 
Menschen mit Behinderungen zwin-
gend in den ersten Arbeitsmarkt zu 
drängen. Die individuelle Ausrichtung 
der Leistungen soll gerade Menschen 
mit schweren Behinderungen zu Gute 
kommen. Schon im Vorfeld hat der 
Gesetzesentwurf zu vielen Diskussi-
onen seitens der Betroffenen geführt. 

Bundesteilhabegesetz

„Teilhabe statt Fürsorge“ wird Realität
Umso wichtiger ist es, dass wir partei-
übergreifend und gemeinsam zu einer 
guten Lösung gekommen sind. Mit 
dem Bundesteilhabegesetz wird der 
Bund künftig rund 700 Millionen Euro 
bereitstellen, um den Alltag von Men-
schen mit Behinderungen zu verbes-
sern. Die Leistungen für Menschen mit 
Behinderungen werden künftig Fach-
leistungen statt Fürsorgeleistungen 
sein. Nach mehr als 15 Jahren sollen 
höhere Freigrenzen beim Einkommen 
und Vermögen für Arbeitnehmer mit 
Behinderungen gelten: Bis 30.000 Euro 
wird das Erwerbseinkommen künf-
tig freigestellt. Statt einem Barver-
mögen von heute 2.600 steigt dieses 
künftig auf zunächst 25.000 Euro und 
ab 2020 auf 50.000 Euro. Für die Uni-
onsfraktion ist besonders wichtig, 
dass die Einkommen der Lebenspart-
ner nicht länger für die Finanzierung 
der Eingliederungshilfe herangezo-
gen werden. Damit wird das faktische 
Heiratsverbot endlich aufgehoben.

Auf Initiative des Hauses für Deutsch-Polnische Zusam-
menarbeit in Gleiwitz führten 23 Schülerinnen und 

Schüler im Rahmen des Projekts „Archiv der erzählten 
Geschichte – www.e-historie.pl“ unter der Leitung von Kat-
arzyna Moczko, Izabela Waloszek, Mariusz Rotarski und Elz-
biet Wydra eine Studienfahrt nach Berlin durch. In Gleiwitz 
besteht seit 1998 das „Haus der deutsch-polnischen Zusam-
menarbeit“ (HdpZ), das mit gesellschaftspolitischen Kon-
ferenzen und Projekten Akzente setzt und der Deutschen 
Minderheit als Forum zur Verfügung steht. In den letzten 
zwei Jahrzehnten ist es der Stiftung konsequent gelungen, 
den Wunsch nach einer intensiveren deutsch-polnischen 
Zusammenarbeit mit über 10.000 deutsch-polnischen Pro-
jekten zu ermöglichen und ihm neue Impulse zu verleihen.

Besuchergruppe

Geschichte erleben

Sophia Lattermann aus Pegnitz, die in Regensburg Politik- 
und Medienwissenschaften studiert, hat vier Wochen lang 

ein Praktikum im Büro von Hartmut Koschyk MdB in Berlin 
absolviert. Zu ihren täglichen Arbeiten zählte die Zuarbeit für 
Pressearbeit oder Organisationsarbeit sowie die Zuarbeit beim 
Verfassen von Briefen oder aktuellen Berichten. Während des 
Praktikums nahm Lattermann auch an den „Tagen der Begeg-
nung“ teil. Die „Tage der Begegnung“ sind ein Projekt, in dem 
interessierte junge Leute einen Einblick in die Arbeit des Bun-
destags bekommen und in verschiedenen Themenbereichen 
in Dialog und Diskussion mit den Bundestagsabgeordneten 
treten können. Die Veranstaltung stand dieses Jahr unter dem 
Leitthema „In Verantwortung vor Gott und den Menschen“.

Praktikum im Deutschen Bundestag

Blick hinter die Kulissen
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Aus Anlass des 85. Geburtstages 
und 20. Todestages des frühe-

ren Bundesministers, Vizepräsidenten 
des Deutschen Bundestages, Regie-
rungssprechers und VDA-Verwal-
tungsratsvorsitzenden Hans „Johnny“ 
Klein haben die Stiftung Verbunden-
heit mit den Deutschen im Ausland, 
die Sudetendeutsche Stiftung und der 
Verein für deutsche Kulturbeziehungen 
im Ausland (VDA) in Kooperation mit 
der Landesversammlung der deutschen 
Vereine in der Tschechischen Republik 
e.V. und dem Institut für Auslands-
beziehungen (ifa) zum ersten Mal den 
„Johnny“ Klein-Preis für die deutsch-

tschechische Verständigung“ verge-
ben. Die Preisverleihung wurde auch 
vom Bundesministerium des Innern 
unterstützt. Der Preis wurde im 
Rahmen eines Festaktes in Mährisch 
Schönberg/ Šumperk, dem Geburts-
ort von Hans „Johnny“ Klein vergeben. 
Anwesend war auch der Ratsvorsit-
zende der Stiftung Verbundenheit 
mit den Deutschen im Ausland, Hart-
mut Koschyk MdB. Die Verleihung des 
„Johnny“ Klein-Preises soll nachhaltig 
zur deutsch-tschechischen Verstän-
digung beitragen. Gleichzeitig erfährt 
mit der Preisverleihung auch das 
Lebenswerk von Hans Klein, der sich 
zeitlebens für eine deutsch-tsche-
chische Aussöhnung im Geiste der 
Völkerverständigung einsetzte, eine 
verdiente Würdigung. Den mit 5.000 
Euro dotierten Hauptpreis erhält der 
freie Journalist Steffen Neumann. Mit 
dem zweiten Preis (2.500 Euro) wird 
der Wissenschaftler Andreas Wiede-
mann ausgezeichnet, den Förderpreis 
in Höhe von 1.500 Euro erhält Tomáš 

Verleihung des Johnny-Klein-Preises

Deutsch-tschechische Verständigung
Lindner vom tschechischen Wochen-
magazin Respekt. Am Tag der Preis-
verleihung fand zunächst in Gedenken 
an den 20. Todestag von „Johnny“ Klein 
ein bewegender Gottesdienst statt, 
der von Msgr. Anton Otte und Pfar-
rer Milan Palkovic zelebriert wurde.  
 
Das Bild zeigt (von links): Hartmut 
Koschyk MdB, den Vorsitzenden der 
Sudetendeutschen Stiftung, Dr. Ortfried 
Kotzian, den Bürgermeister der Stadt 
Mährisch-Schönberg/Šumperk, Sena-
tor Zdeněk Brož, die Preisträger Andreas 
Wiedemann, Steffen Neumann und Tomáš 
Lindner, den stv. VDA-Verwaltungsrats-
vorsitzenden und Sohn von Hans Klein, 
Alexander Klein, die Leiterin des Begeg-
nungszentrums in Mährisch Schön-
berg, Erika Vosáhlo, den Präsidenten der 
Landesversammlung der Deutschen in 
Böhmen, Mähren und Schlesien, Martin 
Dzingel, den Leiter der Abteilung Dialoge 
beim Institut für Auslandsbeziehungen 
Urban Beckmann gemeinsam mit dem 
Sumperker Kinderchor Motýli Šumperk.

Am 10. Oktober 2016 fand in Taschkent die nunmehr 
bereits 9. Sitzung der „Deutsch-Usbekischen Regie-

rungskommission“ für die Angelegenheiten der Bürger der 
Republik Usbekistan deutscher Volkszugehörigkeit statt. 
Sie wurde von Hartmut Koschyk MdB (links) und dem 
Stellvertretenden Innenminister der Republik Usbekistan, 
Saidkarim Nishanbaev (rechts), geleitet. Der deutschen 
Delegation gehörte auch der aus Kasachstan stammende 
Bundestagsabgeordnete Heinrich Zertik an. Während des 
gesamten Besuchs wurde die Delegation von dem deut-
schen Botschafter, Herrn Neithart Höfer-Wissing, beglei-
tet. Beide Länder betonten ihr Interesse, den noch rund 
8.000 deutschstämmigen Bürgern Usbekistans eine dau-
erhafte Lebensperspektive in Usbekistan zu bieten.

Am 7. Oktober 2016 fand in Bisch-
kek die 11. Sitzung der „Deutsch-Kirgisischen 

Regierungskommission“ statt, die sich mit den Angele-
genheiten der deutschen Minderheit in Kirgistan befasst.  
Sie wurde von Hartmut Koschyk MdB (rechts) 
und dem Vize-Außenminister der Kirgi-
sischen Republik, Emil Khakiev (links), geleitet.  
An der Sitzung nahmen ebenfalls die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestags Stephan Mayer und Heinrich Zertik teil.  
Die deutsche Delegation wurde auch vom kirgisischen 
Premierminister Sooronbai Sheenbekov empfangen. 
Gemeinsames Ziel ist, dass die noch rund 8.600 Deutsch-
stämmigen Kirgistans als zusätzliche Brücke der Freund-
schaft und Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern wirken. 

Deutsch-usbekische und deutsch-kirgisische Regierungskommissionen

Gute Zusammenarbeit mit beiden Ländern
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Im Mai 2015 war Mohammad Darawshe, 
führender Experte für jüdisch-ara-

bische Beziehungen in Israel und der-
zeit Richard von Weizsäcker Fellow 
der Robert-Bosch-Academy in Berlin, 
mit Hartmut Koschyk MdB zu einem 
fachlichen Austausch zu Minderhei-
tenfragen in Deutschland und in Israel 
zusammengetroffen. Dabei entstand 
die Idee eines Workshops zu Minder-
heitenfragen in Berlin, an dem sowohl 
jüdische als auch arabische Fach-
leute teilnehmen sollten. Die Robert-
Bosch-Academy griff diese Anregung 
auf und organisierte einen Workshop 
für ausgewiesene jüdische wie ara-
bische Wissenschaftler aus Israel, 
der im Bundesministerium des Innern 
(BMI) seinen Auftakt fand. Für den 
fachlichen Austausch standen Hartmut 
Koschyk MdB, die Leiterin des Minder-
heitensekretariats, Judith Walde, und 
Ulrich Weinbrenner, Leiter des Stabes 
Gesellschaftlicher Zusammenhalt und 
Integration im BMI, Rede und Ant-
wort. Koschyk informierte die Work-

shop-Teilnehmer über die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die vier auto-
chthonen nationalen Minderheiten 
in Deutschland – die Dänen, Friesen, 
Sorben sowie die deutschen Sinti und 
Roma. Die Leiterin des Minderheiten-
sekretariats Judith Walde stellte die 
einzelnen autochthonen Minderheiten 
unter Hinweis auf ihre jeweiligen 
Siedlungsgebiete vor und gab eine 
Darstellung der Entwicklung des Min-
derheitenschutzes 
in Deutschland. Sie 
erläuterte die Arbeit 
des Minderheiten-
rates als politische 
D a c h o r g a n i s a -
tion der nationalen 
Minderheiten in 
Deutschland und 
des Minderheiten-
sekretariats, das für 
die Umsetzung der 
Beschlüsse verant-
wortlich zeichnet. 
Ulrich Weinbren-

Robert-Bosch-Academy in Belin

Deutsch-Israelisch-Palästinensischer Dialog
ner, Leiter des Stabes Gesellschaft-
licher Zusammenhalt und Integration 
im BMI, stellte die Schwerpunkte 
des Stabes sowie die politische Ein-
ordnung des Themas Migration 
und Flüchtlinge in Deutschland vor.  
Das Bild zeigt Hartmut Koschyk MdB 
(1. Reihe, links außen) und Stabs-
leiter Ulrich Weinbrenner (1. Reihe, 
Mitte) mit den Seminarteilnehmern 
der Robert-Bosch-Academy im BMI.

Hartmut Koschyk MdB hat sich in Budapest mit dem 
Staatssekretär im ungarischen Ministerium für 

Humanressourcen, Miklós Soltész, und dem stellv. Staats-
sekretär Attila Fülöp über die deutsch-ungarische Zusam-
menarbeit im Bereich der Minderheitenrechte sowie die 
Unterstützung der Bundesregierung für die deutsche Min-
derheit in Ungarn ausgetauscht. In Seksard / Szekszárd 
nahm Koschyk gemeinsam mit dem Minister für Human-
ressourcen, Zoltán Balog, sowie weiteren zahlreichen 
Ehrengästen an der feierlichen Wiedereröffnung der gene-
ralsanierten Deutschen Bühne Ungarn teil. Das Bild zeigt: 
Hartmut Koschyk MdB mit dem ungarischen Minister der 
Humanressourcen Zoltán Balog (links), dem Vorsitzenden 
der Landesselbstverwaltung der Ungarndeutschen in Buda-
pest Ottó Heinek (2. v. r.) und dem Stellvertretenden Staats-
sekretär für Humanressourcen Ungarn Atilla Fülöp (rechts).

Politische Gespräche in Ungarn

Wichtiger Austausch

Hartmut Koschyk MdB, hat sich in München mit 
dem Bischof der Eparchie Mukatschewo und Ober-

haupt der Ruthenischen Griechisch-Katholischen 
Kirche, Milan Šašik, getroffen. Bischof Šašik infor-
mierte Koschyk über den aktuellen Stand des Pro-
jektes „Toleranz an den Grenzen der Europäischen Union 
— Ukrainische Dimension“. Projektziel ist es, die Tole-
ranz gegenüber den Menschen, unabhängig, von Glau-
ben, Herkunft, Ideen, Werten und Überzeugungen zu 
fördern. Bild von links: Prof. Dr. Martin Vogt, Lehrstuh-
linhaber für Christliche Sozialethik an der LMU München, 
der Bischof der Eparchie Mukatschewo und Oberhaupt 
der Ruthenischen Griechisch-Katholischen Kirche, Milan 
Šašik, Hartmut Koschyk MdB und Mychailo Fetko, Mitar-
beiter der Griechisch-Katholischen Eparchie Mukatschewe 
und Doktorand am Lehrstuhl für Christliche Sozialethik.

Gedankenaustausch

Toleranz an Grenzen
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Hartmut Koschyk MdB hat sich bei 
einem Besuch in der Republik Est-

land intensiv mit Vertretern der Deut-
schen Minderheit im Land ausgetauscht 
und sich über die allgemeine Lage von 
nationalen Minderheiten in Estland 
informiert. Koschyk führte diesbezüg-
liche Gespräche mit der Staatssekretä-
rin für kulturelle Vielfalt im estnischen 
Kulturministerium, Anne-Ly Reimaa, 
dem Generalsekretär des Innenmini-
sters, Lauri Lugna, der Staatssekretä-

rin im estnischen Außenministerium 
Annely Kolk sowie dem Mitglied des 
Verfassungsausschusses des est-
nischen Parlaments Mart Nutt. Rund 
25 Prozent der Gesamtbevölkerung 
in Estland gehören der russischspra-
chigen Gemeinschaft an. Daneben gibt 
es in Estland eine ukrainische, weiß-
russische, finnische, schwedische 
sowie deutsche Minderheit. Die alt-
eingesessene baltendeutsche Bevöl-
kerung hat das Land im Vorfeld und 
während des Zweiten Weltkriegs 
nahezu vollständig verlassen, die heu-
tige deutsche Minderheit besteht aus 
Russlanddeutschen, die aus anderen 
Teilen der ehemaligen Sowjetunion 
nach Estland gelangt sind. Experten 
gehen von etwa 2.000 Angehörigen 
der deutschen Minderheit in Estland 
aus. Die Staatssekretärin für kulturelle 
Vielfalt im Kulturministerium, Anne-

Besuch der Republik Estland

Vorbild im Umgang mit Minderheiten
Ly Reimaa, informierte Koschyk, dass 
in stark russischsprachigen Gebieten 
Russisch anerkannte Behördenspra-
che sei und in mehr als 150 staatlichen 
Grundschulen die Schulbildung in rus-
sischer Sprache erfolge. Die Tatsache, 
dass es keine Forderung gibt, Russisch 
als zweite offizielle Sprache in Estland 
einzuführen, zeige, wie erfolgreich 
die Minderheitenpolitik in Estland sei. 
Im Bild von links: Vorstandsmitglied der 
Gesellschaft für deutschbaltische Kultur 
in Estland, Maris Saagpakk, Bundesbe-
auftragter Koschyk, die Vorsitzende der 
Deutschen Gesellschaft in Tallinn und 
des Dachverbands der deutschen Minder-
heit, Erika Weber, Vorstandsmitglied der 
Gesellschaft für deutschbaltische Kultur 
in Estland, Maaja Silm, Pfarrer Matthias 
Burghardt und Jürgen Keilholz  Leiter der 
Kultur-, Presse sowie Rechts- und Konsu-
larabteilung an der Deutschen Botschaft.

Unter Beteiligung von Hartmut Koschyk MdB beging der 
Internationale Verband der Deutschen Kultur (IVDK) in 

Moskau sein 25-jähriges Bestehen. Das vom IVDK organi-
sierte 14. Forum der Russlanddeutschen widmete sich unter 
dem Motto „25 Jahre. Zusammen gestalten wir unsere 
Zukunft!“ der Entwicklung, die der Verband und die Deut-
schen in der Russischen Föderation seit der Gründung des 
IVDK genommen haben. Koschyk hielt im Rahmen des 14. 
Forums der Russlanddeutschen während der Plenarsit-
zung eine Rede und nahm an der Podiumsdiskussion „Deut-
sche Minderheiten Europas und des postsowjetisches 
Raumes: aktueller Stand und Synergiemöglichkeiten“ teil. 
Bild: Hartmut Koschyk MdB gemeinsam mit der Vizepräsi-
dentin der Föderalistische Union Europäischer Volksgruppen 
(FUEV) und stellv. Vorsitzenden des Internationalen Ver-
bandes der deutschen Kultur (IVDK) in Russland, Olga Mar-
tens und dem Vorsitzenden des Internationalen Verbandes 
der deutschen Kultur (IVDK) in Russland, Heinrich Martens.

Forum der Russlanddeutschen in Moskau

Zukunft gestalten!

Im Deutsch-Russischen Haus in Moskau wird seit 
November eine Kunstausstellung russlanddeutscher 

Künstler gezeigt, die dem 500. Reformationsjubiläum 
gewidmet ist. Anlässlich der Eröffnung der Ausstel-
lung hat der Erzbischof der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Russland, Dietrich Brauer (links), ein Gruß-
wort an die anwesenden Gäste gerichtet. Der aus einer 
russlanddeutschen Familie stammende Theologe ist seit 
März 2011 Bischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
im europäischen Russland und seit September 2014 Erz-
bischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Russland. 
Neben Erzbischof Brauer sprach auch Hartmut Koschyk 
MdB zur Eröffnung der Kunstausstellung: „Der Anlass 
der Kunstausstellung Russlanddeutscher ist der 500. 
Jahrestag der Reformation im kommenden Jahr. Auch 
für mich als Christ katholischen Bekenntnisses ist das 
natürlich ein besonderes Datum, nicht zuletzt weil die 
Reformation für meine Kirche auch Gutes bewirkt hat.“

500. Reformationsjubiläum

Ökumenisch feiern!



A u s g a b e  4 3  ·  D e z e m b e r  2 0 1 6 S e i t e  1 3

Auf Initiative von Hartmut Koschyk 
MdB wurden die Vertreter der 

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Min-
derheiten (AGDM) in der Föderalisti-
schen Union Europäischer Volksgruppen 
(FUEN) von Bundeskanzlerin Dr. Angela 
Merkel im Bundeskanzleramt empfan-
gen. Die Delegation der Vertreter der 
Deutschen Minderheiten wurde von 
dem neu gewählten Sprecher der AGDM, 
Bernhard Gaida (Deutsche Minder-
heit in Polen), dem FUEN-Präsidenten 
Loránt Vincze (Ungarische Minderheit 
in Rumänien), der FUEN-Vizepräsiden-
tin Olga Martens (Deutsche Minder-
heit in der Russischen Föderation) und 
der Vorsitzenden der FUEN-Jugendor-
ganisation Britta Testensen (Deutsche 
Minderheit in Dänemark) geleitet. Auch 
Parlamentarier, die Angehörige deut-
scher Minderheiten sind, nahmen an 
der Begegnung im Bundeskanzleramt 
teil, so die Abgeordnete im ukrainischen 
Parlament, Iryna Fris, der Sprecher der 
Ungarndeutschen im ungarischen Par-
lament, Imre Ritter, der Abgeordnete im 
Parlament der Republik Kroatien, Goran 
Beus Richembergh und der Abgeord-

Erstmals Empfang im Bundeskanzleramt

Bundeskanzlerin würdigt Deutsche Minderheiten
nete im polnischen Parlament, Ryszard 
Galla. Für die 50 Minderheiten- und 
Jugendvertreter aus 20 Ländern Euro-
pas war es eine große Ehre, persönlich 
von Bundeskanzlerin Dr. Merkel emp-
fangen zu werden und Gelegenheit für 
einen Meinungs- und Informationsaus-
tausch zu bekommen. Bundeskanzlerin 
Dr. Merkel gratulierte den AGDM-Mit-
gliedern zum 25. Jubiläum der Arbeits-
gemeinschaft Deutscher Minderheiten 
und sprach ihre Anerkennung und 
Wertschätzung für die geleistete 
Arbeit aus. Die Bundeskanzlerin  zeigte 
sich beeindruckt, dass es trotz der 
unter sch ied-
lichen Lage in 
den Heimatlän-
dern deutscher 
Minderheiten 
gelungen ist, 
eine lebendige 
Gemeinschaft 
zu bilden, die 
eine mehrfache 
Brückenfunk-
tion wahrneh-
men: einerseits 

in die Zivilgesellschaft der Heimatlän-
der hinein, andererseits nach Deutsch-
land und schließlich zu den anderen 
deutschen Minderheiten. Bundeskanz-
lerin Dr. Angela Merkel versicherte den 
Vertretern der Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Minderheiten, dass die Bun-
desregierung auch in Zukunft in guter 
Partnerschaft mit den Regierungen 
der Heimatländer der Deutschen Min-
derheiten für gesicherte Rahmenbe-
dingungen bei der Bewahrung deren 
kultureller und muttersprachlicher 
Identität eintreten werde. Bildquelle: 
Bundesregierung, Guido Bergmann

Hartmut Koschyk MdB hat den Botschafter der Repu-
blik Serbien in der Bundesrepublik Deutschland, S.E. 

Dr. Dušan Crnogorčević (links), im Bundesministerium 
des Innern zu einem Meinungs- und Informationsaus-
tausch empfangen. Dabei unterstrich der serbische Bot-
schafter die hohe Priorität, die sein Land der Annäherung 
an die Europäische Union gibt. Hierbei käme Deutsch-
land als wichtigstem Wirtschaftspartner des Landes eine 
Schlüsselrolle zu. Im Vordergrund des Gesprächs stand 
die Zusammenarbeit beider Länder mit Blick auf die För-
derung der deutschen Minderheit in Serbien, die nach der 
Volkszählung von 2011 noch rund 4.000 Angehörige zählt. 

Dialog mit Serbien

Deutsche Minderheit 
stärker fördern!

Mit dem Titel „Die Förderung nationaler Minderheiten 
durch ihre ‚Mutterländer‘ in Mittel- und Osteuropa 

im 20. und 21. Jahrhundert fand im November eine Kon-
ferenz statt, die das Europäische Netzwerk Erinnerung und 
Solidarität, das Bundesinstitut für Kultur und Geschichte 
der Deutschen im östlichen Europa sowie das Institut 
für Auslandsbeziehungen in Berlin ausgerichtet hatten.  
Koschyk ging in seinem Redebeitrag am Beispiel seines 
Zuständigkeitsbereichs als Bundesbauftragter für Aus-
siedlerfragen und nationale Minderheiten auf die Rolle 
der sogenannten „Mutterstaaten“ beim Schutz nati-
onaler Minderheiten ein und unterstrich, dass Minder-
heitenpolitik immer auch „Werkstattcharakter“ habe, 
wie sich aktuell bei der Frage der Digitalisierung zeige.

Internationale Minderheiten-Konferenz

Wichtiger Austausch
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Vom 12. bis 14. Oktober 2016 fand 
in Gyeongju in Südkorea das XV. 

Deutsch-Koreanische Forum statt, 
welches auf Grundlage der stattgefun-
denen Diskussionen die traditionellen 
Empfehlungen an die Staats- und 
Regierungschefs beider Länder erar-
beitet hat. Deutscher Ko-Vorsitzen-
der ist Hartmut Koschyk MdB. Im 
Deutsch-Koreanischen Forum tagen 
deutsche und koreanische Fachexper-
ten aus Politik, Wirtschaft, Kultur und 
Wissenschaft jährlich abwechselnd in 
beiden Ländern. Gegründet wurde das 
bilaterale Regierungsforum im Jahr 
2002 im Beisein des damaligen Bun-
despräsidenten Johannes Rau und des 
südkoreanischen Ministerpräsidenten 
Lee Han-dong in Seoul. Das Forum 
hat den Auftrag, über wichtige Fragen 
der deutsch-koreanischen Bezie-
hungen zu beraten und Empfehlungen 
an die Staats- und Regierungschefs 
beider Länder zu richten. Damit zielt 
das Forum auf die Förderung und Wei-
terentwicklung der bilateralen Bezie-
hungen in den genannten Bereichen. 
Seit 2012 findet im Rahmen des Forums 
zudem regelmäßig ein Deutsch-Kore-
anisches Juniorforum statt, bei dem 
junge Menschen aus Deutschland und 
Korea die Möglichkeit haben, ihre Inte-
ressen und Ideen in die Zusammenar-
beit der beiden Länder einfließen zu 
lassen. Themenschwerpunkte des XV. 

Deutsch-Koreanischen Forums waren 
in den Hauptpanels eine verstärkte 
Zusammenarbeit im Bereich „Digi-
talisierung der Wirtschaft: Industrie 
4.0 und Smart Factory“, die Fort-
entwicklung der kulturellen Bezie-
hungen zwischen beiden Ländern 
und die „Aktuelle politische Lage in 
Deutschland und Korea“. Da die kul-
turellen Beziehungen zwischen beiden 
Ländern neben politischen und wirt-
schaftlichen Themen einen Schwer-
punkt des Forums darstellten, nahm 
auch Tim Renner, Staatssekretär für 
kulturelle Angelegenheiten in Berlin, 
an den Beratungen teil. Es wurden 
Möglichkeiten einer verstärkten För-
derung der kulturellen Zusammen-
arbeit diskutiert und unter anderem 
in den Empfehlungen festgeschrie-
ben: „Berlin mit seiner Ausstrahlung in 
den europäischen und amerikanischen 
Raum und Seoul mit seiner Ausstrah-
lung in den asiatisch-pazifischen 
Bereich bieten für das jeweils andere 
Land Chancen für Erfahrungsaus-
tausch und Vernetzung mit dem 
Ziel einer größeren Sichtbarkeit.  
Dabei geht es nicht nur um die Prä-
sentation bestehender Kulturgü-
ter, sondern auch um die gemeinsame 
Erarbeitung neuer Kulturprodukte 
durch Residenzen und Koproduk-
tionen, da gerade diese Formate 
einen tieferen Austausch ermögli-
chen. Hierfür ist ein stärkeres Enga-
gement der öffentlichen Hand unter 
Einbeziehung privater Akteure von 
Nöten. Auch eine Städtepartner-
schaft zwischen Berlin und Seoul wäre 
ein starker Ausdruck dieses Willens.“ 
In den Empfehlungen an die Staats-
und Regierungschefs beider Länder 
wurde ausdrücklich auf die Bedeu-
tung einer verstärkten Zusammen-
arbeit im Bereich der Digitalisierung 
der Wirtschaft zwischen der Republik 
Korea und Deutschland hingewiesen.  
So halten die Empfehlungen fest: 
„Die Mitglieder des Forums sehen 
in der Digitalisierung der Wirtschaft 
ein wichtiges Feld für eine stärkere 
Zusammenarbeit. Sie regen die Ein-
richtung einer Arbeitsgruppe an, an 
der Vertreter von Politik, Forschungs-

instituten, Bildungseinrichtungen und 
der Wirtschaft beider Länder zusam-
menarbeiten, um Synergiepotenziale 
zu heben. Darüber hinaus  begrüßen 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
des Forums die Fortführung und den 
Ausbau bestehender Kooperationen im 
Bereich F&E, wie die des ITA-RWTH 
Aachen mit der Provinz Gyeonggi-do.“  
Neben den Hauptpanels wurde in drei 
Arbeitsgruppen die für beide Seiten 
relevanten und aktuellen Themen 
„Die Rolle der Frau in der Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft“, die 
„Erhaltung und Restaurierung des 
Kulturerbes vor und nach der Wie-
dervereinigung“ und das Thema „Glo-
bale Verantwortung“ diskutiert.  
 
Bild links oben: Teilnehmer des XV. 
Deutsch-Koreanischen Forums vor 
dem Hwangnyongwon Tower in 
Gyeongju, in dem die dreitägigen 
Beratungen stattgefunden haben. 
Bild links unten: Impressionen von den 
dreitägigen Beratungen im Plenum des 
XV. Deutsch-Koreanischen Forums. 
Bild rechts oben: die koreanische Ko-Vor-
sitzende Prof. Sun-Uk Kim     und der deutsche 
Ko-Vorsitzende Hartmut Koschkyk MdB. 
Bild rechts unten: Ein eindrucks-
volles Kulturprogramm anlässlich der 
Eröffnung des XV. Deutsch-Korea-
nischen Forums vermittelte Eindrü-
cke in die großartige Kultur Koreas.

XV. Deutsch-Koreanisches Forum in Gyeongju

Deutsch-koreanische Partnerschaft
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Zum Abschluss des XV. Deutsch-
Koreanischen Forums in Gyeongju 

besuchten die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer des Forums neben dem 
deutsch-koreanischen Theaterpro-
jekt „WALLS — IPHIGENIA IN EXILE“ 
im Asia Culture Center in Gwangju 
auch das „Deutsche Dorf“ Dogil Maeul 
auf der Insel Namhaedo in der Provinz 
Gyeongsangnam-do. Die Entstehung 
des Ortes geht zurück auf eine Initi-
ative des ehemaligen Bürgermeisters 
und Landrates von Namhae-gun und 
heutigen Mitglied der Koreanischen 
Nationalversammlung, Du-Kwan Kim, 
im Jahr 2000. Bei einem Besuch Kims 
1997 in Deutschland im Kreis Nordfries-
land wurde er mit Wünschen ehema-
liger koreanischer Krankenschwestern 
und Bergarbeiter in Deutschland kon-
frontiert, im Rentenalter eventuell in 
ihre Heimat zurückkehren zu wollen. Da 
Namhae-gun seit 1965 ständig Einwoh-
ner durch Abwanderung in die Indus-

trieregionen Koreas verlor, griff Kim 
die Wünsche auf und entwickelte die 
Idee, eine deutsche Siedlung im Land-
kreis zu errichten, einerseits als Dank 
an diejenigen, die in den 60er Jahren 
Korea verließen, um in Deutsch-
land arbeiten zu können und mit dem 
Geld, das sie nach Hause schickten, 
ihre Familien unterstützten, anderer-
seits aber auch, um gleichzeitig eine 
Attraktion für Tou-
risten zu schaffen. 
Im Jahr 2000 erwarb 
der Landkreis knapp 
100.000 qm Land, 
unterteilte es in 64 
Bauplätze von rund 
500 qm Größe, legte 
die Infrastruktur 
an und machte zur 
Bedingung, dass die 
Häuser und die Dorf- 
anlage möglichst 
„deutsch“ ausse-

Deutsches Dorf in Gwangju

Bayreuth im Deutschen Dorf präsent
hen sollten. Der Architekt und heu-
tige Honorarprofessor an der Korea 
National University, Herr Dong-Yang 
Chung, der in die damaligen Planungen 
des Dorfes eingebunden war, berich-
tete über die Entstehungsgeschichte. 
Bis Ende 2009 waren bereits 29 der 
in der ersten Bauphase geplanten 40 
Häuser gebaut. Im Juli 2012 zählte das 
Dorf 39 deutsch aussehende Häuser.

Parallel zum XV. Koreanisch-Deut-
schen Forum fand bereits zum 

fünften Mal das Deutsch-Koreanische 
Juniorforum statt. Im Anschluss an 
das XI. Deutsch-Koreanische Forum 
im Landkreis Goseong im Jahr 2012 
fand erstmals in Seoul ein „Junior-
forum“ statt, für das sich die Ewha 
Frauenuniversität maßgeblich enga-
giert hat. Im vergangenen Jahr tagte 
das Deutsch-Koreanische Juniorforum 
unter der organisatorischen Federfüh-
rung des von Frau Prof. Dr. Eun-Jeung 
Lee geleiteten Instituts für Koreastu-
dien der Freien Universität Berlin beim 

XIV. Deutsch-Koreanischen Forum 
in Rostock bereits zum zweiten Mal 
in Deutschland. Mit dem Juniorfo-
rum wird jungen Menschen die Mög-
lichkeit gegeben, ihre Anregungen und 
Ideen in die Zusammenarbeit zwischen 
unseren beiden Ländern einfließen zu 
lassen. Insgesamt 6 junge Studenten 
aus Deutschland konnten mit finan-
zieller Unterstützung des Auswärti-
gen Amtes nach Gyeongju gekommen, 
um am diesjährigen V. Deutsch-Kore-
anischen Juniorforum teilzunehmen. 
Gastgeber des diesjährigen Junior-
forums war die Dongguk Universität in 
Gyeongju unter der organisatorischen 
Federführung der Ewha Frauenuniver-
sität. Auf deutscher Seite waren Frau 
Prof. Dr. Eun-Jeung Lee und Jun.-
Prof. Dr. Hannes Mosler vom Institut 
für Koreastudien der Freien Universi-
tät Berlin an der Organisation beteiligt. 
Das V. Deutsch-Koreanische Junior-
forum befasste sich mit den Themen 
„Ökologische Bedrohungen“, „Kata-

V. Deutsch-Koreanisches Juniorforum

Ideen und Anregungen für Zusammenarbeit
strophen und Terror“, „Migration und 
Flüchtlinge“ sowie „Soziale Unsicher-
heit, Zukunft der Arbeitswelt, sozi-
ale Sicherungssyteme“. Prof. Thomas 
Kalinowski (Ewha GSIS) und Frau Kim 
Byung-Kwon, Leiterin des Amtes für 
internationale Angelegenheiten an der 
Dongguk Universität, eröffneten das 
V. Junior-Forum und leiteten die Grup-
pendiskussion ein. Die beiden Ko-Vor-
sitzenden des Deutsch-Koreanischen 
Forums, Kim Sun-Uk, ehemalige Präsi-
dentin der Ewha Frauenuniversität, und 
Hartmut Koschyk MdB, Vorsitzender 
der Deutsch-Koreanischen Parlamen-
tariergruppe des Deutschen Bundes-
tages, besuchten die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer des Deutsch-Korea-
nischen Juniorforums. Ziel des Juni-
orforums sei es, Empfehlungen an die 
Politik zu formulieren, erklärte Hartmut 
Koschyk. Diese werden dem „Senior“-
Forum vorgestellt und anschließend 
den beiden Regierungschefinnen von 
Korea und Deutschland überreicht.
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Anlässlich des XV. Deutsch-Kore-
anischen Forums hat Hartmut 

Koschyk MdB an einem eindrucksvollen 
Gottesdienst auf Initiative von „Kirche 
in Not“ mit dem Erzbischof der chal-
däisch-katholischen Erzeparchie Erbil, 

S.E. Bashar Warda, in der Gedenk-
stätte für die christlichen Märtyrer 
Koreas „Jeoldusan“ in Seoul teilgenom-
men. Ein Schwerpunkt der Hilfspro-
jekte des päpstlichen Hilfswerk Kirche 
in Not, ist derzeit die finanzielle 
Unterstützung von verfolgten Chris-
ten im Mittleren Osten, insbesondere 
in Syrien, Libanon und Irak. Erzbischof 
Warda verwies während des Gottes-
dienstes eindrucksvoll darauf, dass 
Christen heute weltweit die meist 
verfolgte Religionsgemeinschaft sind 
und berichtete über das Leid der ver-
folgten Christen im Irak und Syrien, 
die den Gräueltaten der Terrorgruppe 
Islamischer Staat ausgesetzt sind. Im 
Anschluss an den Gottesdienst infor-

Päpstliches Hilfswerk Kirche in Not in Korea

Christen meist verfolgte Religionsgemeinschaft
mierte Erzbischof Warda Hartmut 
Koschyk MdB über die Lage der ver-
folgen Christen im Irak. Neben dem 
Leiter der Repräsentanz von Aid to the 
Church in Need International in der 
Republik Korea, Johannes Klausa, nahm 
auch der Projektleiter der Hanns-Sei-
del-Stiftung in Korea, Kim Young-soo 
an dem Gespräch teil. Die Gedenkstätte 
„Jeoldusan“ im Stadtbezirk Mapo-gu 
wurde 1966/67 errichtet und besteht 
aus einer Wallfahrtskirche, einem 
Museum und Begegnungsräumen.  
Das Bild zeigt: Erzbischof Warda gemein-
sam mit dem Leiter der Repräsentanz 
von Aid to the Church in Need Interna-
tional in der Republik Korea, Johannes 
Klausa und Hartmit Koschyk MdB.

Hartmut Koschyk MdB hat nach Abschluss des XV. 
Deutsch-Koreanischen Forums in Gyeongju in Seoul 

den ehemaligen Vorsitzenden der südkoreanischen Minjoo 
Partei und ehemaligen Vorsitzenden der Koreanisch-Deut-
schen Parlamentariergruppe in der Koreanischen Natio-
nalversammlung, Prof. Kim Chong-In (rechts), zu einem 
Informationsaustausch getroffen. Koschyk verbindet mit 
Prof Kim Chong-In eine jahrelange freundschaftliche und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit. Im Mittelpunkt des aus-
führlichen Gespräches zwischen Koschyk und Prof. Kim 
Chong-In stand die innenpolitische Lage in der Republik 
Korea nach den Parlamentswahlen im April und vor den Prä-
sidentschaftswahlen im Dezember nächsten Jahres sowie 
der aktuelle Stand der innerkoreanischen Beziehungen 
und der Lage in Nordostasien angesichts der nordkorea-
nischen Nuklear- und Raketentests. Koschyk informierte 
Prof. Kim Chong-In über die Ergebnisse des vorangegan-
genen 15. Deutsch-Koreanischen Forums in Gyeongju.

Gespräch mit 
koreanischen Wirtschaftsexperten

Wichtiger Austausch
Vor der nordko-

reanischen Bot-
schaft in Berlin 
d e m o n s t r i e r -
ten Engagierte 
der Internationa-
len Gesellschaft für 
Menschenrechte. Im 
Rahmen des Protests 
sollen Unterschrif-
ten für die Wahrung 
der Menschenrechte  
in Nordkorea überge-
ben werden. Hartmut 
Koschyk MdB unterstützte die Aktion mit einer Gruß-
botschaft: „Die Menschenrechtslage in Nordkorea bleibt 
unverändert besorgniserregend, umso mehr, da nach den 
verhängten UN-Resolutionen Nordkorea jeglichen Men-
schenrechtsdialog abgebrochen hat. Ich danke der Inter-
nationalen Gesellschaft für Menschenrechte, dass diese 
die heutige „Mahnwache für Menschenrechte in Nord-
korea“ organisiert haben. Es ist von größter Bedeutung, 
dass die Missachtung der Religionsfreiheit und der Men-
schenrechte in Nordkorea im Blickfeld der öffentlichen 
Wahrnehmung bleibt. Hierzu tragen nachhaltig auch die 
Internationale Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM) 
und unzählige weitere Nichtregierungsorganisationen, 
bei denen sich Privatpersonen engagieren können, welt-
weit bei. All diesen engagierten Bürgerinnen und Bürgern 
gilt mein größter Dank und meine höchste Anerkennung!“

Internationale Gesellschaft 
für Menschenrechte

Mahnwache in Berlin
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Bei schönstem Sonnenschein konnten die Besucher 
anlässlich der Herbstkerwa in Goldkronach auch in 

diesem Jahr im Rahmen eines „Tages der offenen Tür“ 
das Schloss und dessen Gewölbekeller besichtigen.  Hier 
hatte man nicht nur die Möglichkeit, die Ausstellungen 
zu bewundern, sondern sich auch durch Dokumentati-
onen rund um den Bergbau und über die Stadt zu infor-
mieren. Die Besucherinnen und Besucher konnten sich 
zusätzlich über das Leben und Wirken Alexander von Hum-
boldts in Franken informieren. Zusätzlich fand im Gewöl-
besaal ein kleiner Flohmarkt statt, bei dem die Besucher 
mit ein wenig Feilschen neue Kleinode erwerben konnten.

Tag der offenen Tür

Kultur und Flohmarkt

Mit einem ganz besonderen Gottesdienst hat die evan-
gelische Gemeinde in Goldkronach das Erntedank-

fest gefeiert. Der bekannte Musiker und Sänger Andy 
Lang umrahmte auf Initiative des Alexander von Hum-
boldt-Kulturforums den regulären Gottesdienst mit den 
Klängen seiner Harfe und seiner Gitarre sowie mit seiner 
ausdrucksstarken charakteristisch tiefen Stimme. „Dem 
Erntedank haftet etwas Nostalgisches an“, sagte Pfar-
rer Hans-Georg Taxis. Gebe es doch im Supermarkt alles 
ganzjährig in Hülle und Fülle. Das Geheimnis von Erntedank 
besang dabei auch der Barde und Theologe Andy Lang, Kul-
turpreisträger des Landkreises Bayreuth. Andy Lang ver-
bindet Musikalität und Spiritualität in besonderer Weise. 

ErntedankGottesdienst

Leise Klänge bezaubern

214 Millionen Menschen waren 
laut Weltgesundheitsorganisation 

WHO 2015 weltweit mit Malaria infi-
ziert, rund 438.000 Menschen sind 
2015 an der verheerenden Tropen-
krankheit verstorben. „Es ist so, als 
ob jeden Tag ein vollbesetzter Airbus 
A380 abstürzt“, zog Prof. Dr. Fran-
cine Ntoumi einen drastischen Ver-
gleich. Die Molekularbiologin ist nicht 
nur die weltweit führende Malaria-
Forscherin, sondern auch eine der 
bedeutendsten afrikanischen Wissen-
schaftlerinnen überhaupt. Ntoumi ist 
Forschungspreisträgerin der Alexander 

von Humboldt-Stiftung und in dieser 
Eigenschaft war sie prominenter Gast 
der „Kosmos-Vorlesung“, die das 
Goldkronacher Humboldt-Kulturfo-
rum in Zusammenarbeit mit der Uni-
versität Bayreuth und der Alexander 
von Humboldt-Stiftung bereits zum 5. 
Mal im Bayreuther Iwalewa-Haus ver-
anstaltet hat. Wenn von Malaria die 
Rede ist, dann steht auch der afri-
kanische Kontinent im Fokus, denn 
Afrika trägt die Hauptlast des Pro-
blems. „Am schlimmsten ist die Situ-
ation im südlichen Afrika“, sagte die 
Professorin, die an der Marien-Ngou-
abi-Universität in Brazzaville, der ein-
zigen Universität der Republik Kongo 
lehrt. Francine Ntoumi war Alexan-
der von Humboldt-Stipendiatin, hat 
zwei Jahre in Tübingen studiert und in 
Frankreich promoviert. Unter anderem 
wurde sie erst vor kurzem als beste 
Wissenschaftlerin Afrikas ausgezeich-
net. Die Wissenschaftlerin gehöre 
damit zu dem weltumspannenden 
Humboldt-Netzwerk, zu dem auch 

traditionelle Kosmosvorlesung 2016 im Iwalewa-Haus Bayreuth

„Als ob jeden Tag ein Aibus A380 abstürzt!“
54 Nobelpreisträger gehören, sagte 
Dr. Steffen Mehlich von der Alexan-
der von Humboldt-Stiftung. Alexander 
von Humboldt selbst hatte nach den 
Worten Hartmut Koschyks bereits ab 
1826 in der Berliner Singakademie ins-
gesamt 61 so genannte „Kosmos-Vor-
lesungen“ gegeben. Sie galten damals 
als kultureller Höhepunkt in Berlin.  
 
Im Bild von links: Hartmut Koschyk 
MdB, Prof. Dr. Stefan Leible (Präsi-
dent der Universität Bayreuth), Prof. Dr. 
Francine Ntoumi und Dr. Steffen Meh-
lich (Alexander von Humboldt-Stiftung).
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Alexander von Humboldt in Kuba

Kulturelle Zusammenarbeit angestrebt

Exkursion nach Berlin und Freiberg

Auf den Spuren Alexander von Humboldts

Im kubanischen Kulturministerium 
führte Koschyk ein Gespräch mit der 

Leiterin der Abteilung für Internati-
onale Beziehungen, Frau Lic. Rosa T. 
Rodríguez Lauzurique und Frau Lic. Ana 
Magarita Morejón Padrón vom Europa-
referat der Abteilung für Internationale 
Beziehungen. Abteilungsleiterin Lauzu-
rique und Frau Padrón zeigten sich sehr 
interessiert an einer vertieften kultu-
rellen Zusammenarbeit mit Deutsch-
land. Gemeinsam war man sich einig, 
dass gerade auch vor dem Hintergrund 
des Erbes von Alexander von Hum-
boldt in Kuba eine verstärkte deutsch-
kubanische kulturelle Zusammenarbeit 
sehr zu begrüßen sei. Alexander von 
Humboldt hat die historisch gewach-
senen Beziehungen zwischen Kuba und 
Deutschland entscheidend geprägt. So 

bereiste der Naturforscher und Univer-
salgelehrte Alexander von Humboldt in 
den Jahren 1800/1801 Kuba. An diesen 
Aufenthalt Humboldts in Kuba erin-
nert ein eindrucksvoller Reisebericht, der 
1826 in Paris erschienen ist. Auch gibt 
es in Kuba einen Alexander von Hum-
boldt-Nationalpark (Parque Nacional Ale-
jandro de Humboldt). Dabei handelt es 
sich um ein Naturschutzgebiet im Osten 
des Landes. Koschyk berichtete über die 
Arbeit des Alexander von Humboldt-Kul-
turforums Schloss Goldkronach e.V, an 
der Abteilungsleiterin Lauzurique und 
Frau Padrón großes Interesse zeigten. 
Man würde es sehr begrüßen, wenn es 
anlässlich des 250. Geburtstages des 
großen Universalgelehrten Alexander von 
Humboldt im Jahr 2019 gelingen könnte, in 
Zusammenarbeit mit dem Alexander von 
Humboldt-Kulturforum Schloss Goldkro-
nach ein Leuchtturmprojekt der deutsch-
kubanischen Kulturzusammenarbeit auf 
den Weg zu bringen. Koschyk führte 
auch ein Gespräch mit der stv. Vorsit-
zenden des Kulturausschusses, Lic. Digna 
Guerra und dem Abgeordneten Msc. José 
R. Rodriguez Varona in der kubanischen 
Nationalversammlung. Frau stellv. Vor-
sitzende Digna Guerra studierte an der 
Hochschule für Musik Hanns Eisler, 

Unter dem Motto „Auf den Spuren 
Alexander von Humboldts“ führte 

Hartmut Koschyk MdB zwei Informa-
tionsfahrten nach Berlin und Freiberg 
durch. In Berlin wurden die Besucher-
gruppen von Dr. Ingo Schwarz, lang-
jähriger Leiter der Alexander von 

Humboldt-Forschungsstelle an der 
Berlin-Brandenburgischen Akade-
mie der Wissenschaften, begleitet und 
über das Wirken Alexander von Hum-
boldts informiert. Hartmut Koschyk 
MdB begrüßte die Teilnehmer an der 
Informationsfahrt persönlich im Paul-
Löbe-Haus und gab einen Überblick 
über das bewegte Leben des „Univer-
salgenies“ Alexander von Humboldt. 
Beide Besuchergruppen konnten auf 
der Besuchertribüne des Plenarsaals 
im Reichstagsgebäude die Bundes-
tagsdebatte zum Bundeshaushalt 2017 
mitverfolgen und im Anschluss von der 
Reichstagskuppel aus das beeindru-
ckende Regierungsviertel und das Ber-

liner Panorama auf sich wirken lassen. 
Ebenfalls besuchte man gemeinsam 
die „Mendelssohn-Remise“, wo die 
Teilnehmer an der Informationsfahrt 
einen Vortrag von Dr. Thomas Lack-
mann zum Thema „Humboldt und die 
Mendelssohns“ beiwohnten. Neben 
Berlin besuchten die beiden Besu-
chergruppen auch Freiberg. Alexan-
der von Humboldt schrieb sich am 14. 
Juni 1791 unter der Matrikelnummer 
357 an der Bergakademie in Freiberg 
ein. Dr. Norbert Pohl informierte die 
Gruppe über das Wirken Humboldts 
in Freiberg. Nach einem Rundgang 
über den Freiberger Adventsmarkt 
besuchte man den Dom zu Freiberg .

spricht sehr gut deutsch und leitet den 
Nationalchor von Cuba (Coro Nacional 
de Cuba), der im Jahr 2012 in Deutsch-
land den ECHO-Preis im Bereich Chor-
musik gewann. In Havanna besuchte 
Koschyk auch das Humboldt-Haus, 
wo er sich mit Jorge Isaac Mengana, 
Direktor des Humboldthauses (Bild 
unten, 2. v. r.), und Dr. Michael Gon-
zález Sánchez (Bild unten, Mitte), der 
für den Museumsbereich zuständig 
ist, austauschte. Das Humboldt-Haus 
befindet sich mitten in der Altstadt, in 
„Habana Vieja“, unweit vom St. Fran-
ziskus-Platz, wo Alexander von Hum-
boldt während seines Aufenthalts in 
Kuba gewohnt hat. Im Park des Hum-
boldt-Hauses steht eine eindrucks-
volle Humboldt-Büste (Bild links).
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Der kleine, aber feine Adventsmarkt im Gewölbesaal von 
Schloss Goldkronach ist längst kein Geheimtipp mehr. 

Auch am ersten Adventssonntag nutzten viele Besu-
cher die Gelegenheit, Kunsthandwerk live zu erleben. Zu 
sehen und zu erwerben gab es unter anderem Schmuck, 
Holzschnitzarbeiten und Kulinarisches. Den ganzen Tag 
über machten die Besucher einen Abstecher vom Weih-
nachtsmarkt auf dem Marktplatz von Goldkronach zum 
Adventsmarkt im Schloss und umgekehrt. Dort erwar-
tete sie eine breite Palette an Ausstellungsstücken und 
eine ideale Einstimmung auf die Adventszeit in vorweih-
nachtliche Atmosphäre. Als besonderen Gast konnte der 
Adventsmarkt auf Schloss Goldkronach in diesem Jahr die 
Organisation Lifegate Rehabilitation begrüßen. Auch das 
Goldkronacher Christkind beehrte mit seinen zwei Engeln 
den Adventsmarkt im Gewölbekeller mit seinem Besuch.

traditioneller Adventsmarkt

Adventliche Stimmung

Eine kolumbianische Delegation aus der Partner-
stadt Falán besuchte die Stadt Goldkronach. Wäh-

rend dieses Aufenthaltes besuchte die Gruppe auch das 
Schloss Goldkronach. Hierbei wurde das Handlungspro-
gramm weiter vertieft und die ersten Schritte zur Umset-
zung vorgestellt. Das Handlungsprogramm umfasst die 
Schwerpunkte: Bio-und Fair-Trade-Zertifizierung der Kaka-
obauern, Abfallmanagement (Recycling, Mehrweg), Abwas-
sermanagement, Sicherung der Trinkwasserversorgung, 
ökologischer Tourismus, Wiederaufforstung sowie Ener-
gieeffizient. An der Humboldtbüste von links nach rechts: 
Elisa Eberhardt, Àlvaro Bravo, Harvey Bustamante, Mileiby 
Cardonna, Forney Munevar (Bürgermeister der kolumbia-
nischen Partnerstadt), Holger Bär (Bürgermeister von Gold-
kronach), Regina Pöhlmann, Roland Musiol und Sindy Tellez.

Klimapartnerschaft Goldkronach-Falan

Handlungsprogramm

Wer kennt es nicht, das berühmte 
Männleinlaufen im Turm der Frau-

enkirche auf dem Nürnberger Haupt-
markt? Sieben Kurfürsten umrunden 
den Kaiser. Der ist in diesem Fall mit 
Karl IV. eine Persönlichkeit, die viele 
Menschen bis heute fasziniert, die für 
kulturellen Austausch genauso wie für 
den Ausbau des Handels steht. Über 
Karls Beziehung zu Franken referierte 
Professor Dieter Weiß, Ordinarius für 
bayerische Geschichte an der Lud-
wig-Maximilian-Universität München, 
in einer gemeinsamen Veranstaltung 
des Alexander von Humboldt-Kul-

turforums Schloss Goldkronach und 
des Historischen Vereins für Ober-
franken im Iwalewa-Haus. Anlass war 
die erste gemeinsame Landesaus-
stellung Bayern-Böhmen zum 700. 
Geburtstag des Herrschers. Der böh-
mische und römisch-deutsche König 
Karl IV. (1316–1378), 1355 in Rom zum 
Kaiser des Heiligen Römischen Reichs 
gekrönt, gehört zu den bedeutends-
ten und facettenreichsten Herr-
schern der böhmischen und deutschen 
Geschichte. Professor Weiß skizzierte 
deshalb gleich mehrere Phasen der 
Herrschaft Karls IV., in der Franken 
eine herausragende Rolle spielt. Karl 
IV. nehme eine wichtige Brückenfunk-
tion zwischen Bayern, Böhmen und 
Franken und damit zwischen Deutsch-
land und Tschechien ein, sagte Hart-
mut Koschyk MdB. Damit sei Karl IV. 
aktueller denn je und damit sei auch 
das große Interesse an dieser histo-
rischen Persönlichkeit zu erklären. 

Bayerisch-Böhmische Landesausstellung 2016

Brücke zwischen Bayern, Böhmen und Franken
Den 700. Geburtstag Kaiser Karls IV. 
haben der Freistaat Bayern und die 
Tschechische Republik zum Anlass 
genommen, eine gemeinsame Landes-
ausstellung mit internationalem Rah-
menprogramm zu veranstalten. Die 
Ausstellung ist seit Oktober bis zum 
5. März 2017 im Germanischen Nati-
onalmuseum in Nürnberg zu sehen. 
Im Bild von links: Manfred Kees, Vor-
standssprecher der Sudentendeutschen 
Landsmannschaft Bayreuth, Bärbel 
Zöller vom Historischen Verein, Professor 
Dieter Weiß und Hartmut Koschyk MdB.
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                                                                                                                   Eduard-Bayerlein-Straße 5, 95445 Bayreuth

                                                                                                                  Mail: hartmut.koschyk.wk@bundestag.de 

                                                                                                                   Patrick Lindthaler, Thomas Konhäuser, 
                                                                                         Stephan Herbert Fuchs

Gesellschaft der Freunde der Region Assisi e. V.

Reise nach Verona - Assisi - Rom - Florenz
In diesem Jahr veranstaltet 
die Gesellschaft der Freunde 
der Region Assisi e. V. wieder 
eine Reise nach Italien. Vom 
29. April 2017 bis 7. Mai 2017 
führt es die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer nach Vero-
na, Assisi, Rom und Florenz. 
An allen Orten erwartet die 
Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer ein reichhaltiges 

Programm. Das Programm 
ist ausgewogen mit kulturel-
len, christlichen und touris-
tischen Höhepunkten gestalt-
et. In Rom ist die Teilnahme 
an einer Generalaudienz mit 
Papst Franziskus geplant. 
Interessierte können sich 
schon heute unter der  
Rufnummer 0921 / 76430-15 
anmelden.

Heilige Klara und Heiliger Franziskus

Musical gastiert in Bayreuth und Berlin

Seit 1985 leitet Herr 
Tedeschi die von ihm 

gegründete Akademie für 
Kunst und berufliche Bil-
dung. 1986 erzielte er mit 
dem von ihm geschrie-
benen, dirigierten und 
interpretierten Musical 
„Sicuramente amici“ einen 

großen Erfolg. Im gleichen 
Jahr verstarb der im sozia-
len Bereich sehr engagierte 
Leo Amici. Herr Tedes-
chi setzte sein soziales und 
humanitäres Werk gemein-
sam mit Frau Maria Di Gre-
gorio fort und leitet seitdem 
die Stiftung „Fondazione 
Leo Amici“, die ihren Sitz 
in dem „Piccolo paese del 
Lago“ in Monte Colombo bei 
Rimini hat. Dieser Ort wurde 
geschaffen, damit junge 
Menschen, die aus einem 
schwierigen sozialen Umfeld 
stammen, dort ihr Poten-
zial entfalten können. Er 
beruht auf den Werten Frie-
den, Liebe und Brüderlichkeit  

und umfasst verschie-
dene soziale Einrichtungen. 
2004 schrieb er das Musi-
cal „Chiara di Dio“ über die 
Heilige Klara, die den Heili-
gen Franz von Assisi unter-
stützte. Das erfolgreiche 
Musical wird regelmäßig 
in Assisi gezeigt. Es wurde 

bislang von vierhunderttau-
send Zuschauern gesehen.  
 
Das Musical „Chiara di 
Dio“ wird am 10. und 11. 
Mai 2017 im Europasaal in 
Bayreuth und am 15. und 
16. Mai 2017 in Berlin zur 
Aufführung gelangen.


